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Kämpfer für den Frieden sein könnten. Wyschinski 
konnte in seiner großen Rede im Politischen Ausschuß 
der UN vom 16. November 1949 darauf hinweisen, daß 
diejenigen, die so argumentieren, nicht unterrichtet 
sind

„über die wechselseitigen Beziehungen zwischen den Ge­
setzen, die für die Entwicklung der Gesellschaft bezeich­
nend sind, und denjenigen Maßnahmen, die die bewußte 
Gesellschaft organisiert, um die verderbliche Wirkung 
negativer Gesetze abzuschwächen und trotz dieser Gesetze 
Bedingungen zu schaffen, die maximal zur Milderung jener 
Krisen beitragen, die periodisch zu Katastrophen führen, 
wie sie die kapitalistische Gesellschaft in ihrem Schoße 
trägt. "22)

Und W y s c h i n s k i  zog dann die eindeutige und 
klare Schlußfolgerung aus der Lehre des Marxismus- 
Leninismus für die in der gegenwärtigen weltpolitischen 
Situation zu betreibende Politik:

„Deshalb erklären wir auch jetzt, daß keinerlei Wider­
spruch besteht zwischen der These, der Krieg sei — wie 
unsere Lehrer lehren, wie die gesamte Geschichte der 
Menschheit lehrt — in der kapitalistischen, imperialistischen 
Gesellschaft eine unvermeidliche Erscheinung und dem 
Bestreben, die Wirkung dieses Gesetzes einzudämmen, im 
Zaum zu halten. Im Gegenteil, obwohl die Kriege eine dem 
Kapitalismus innewohnende Eigenschaft sind, können die 
demokratischen Kräfte den Krieg vereiteln den Krieg ab­
wenden durch ihr festes Zusammenhalten, können sie durch 
Stärke und Entschlossenheit den Krieg verhindern Je 
stärker die Einheit der Volksmassen im Kampf gegen den 
Krieg ist, je stärker der Protest der Völker gegen die 
Kriege erklingen wird, desto schneller wird die Kriegs­
gefahr beseitigt werden. Die Macht der Solidarität drtr 
friedliebenden Vöi^r ist fähig, die Wirkung von Erschei- 
n”ngen wie die Kriegsvorbe^it^ng lahmzulegen und die 
Welt vor dieser furchtbaren Katastrophe zu retten.“23)

In diese große Macht, die die Solidarität der fried­
liebenden Völker darstellt und die in der Zwischenzeit 
vergrößert worden ist durch die gewaltige Weltfrie­
densbewegung hat sich mit Eindeutigkeit auch die Deut­
sche Demokratische Republik eingereiht. Sie. hat es 
dokumentiert durch das Gesetz zum Schutze des Frie­
dens vom 15. Dezember 1950 das mit aller Verantwor­
tung für die Lösung der großen Aufgabe, die heute vor 
der friedliebenden Menschheit steht, für die Erhaltung 
des Friedens und für den Kampf gegen die imperiali­
stische Aggression eingesetzt werden muß.

III
In der Resolution, die die Vollversammlung der UN 

über das Verbot der Kriegspropaganda auf der zweiten 
Vollversammlung beschlossen hatte, waren entgegen 
dem Antrag der Sowjetdelegation die Brandstifter eines 
neuen Krieges nicht benannt worden. Die Präambel 
des von der Volkskammer der Deutschen Demokra­
tischen Republik am 15. Dezember 1950 einstimmig be­
schlossenen Gesetzes zum Schutze des Friedens nennt 
die Kriegsbrands'ifter: es sind die imperialistischen Re­
gierungen der USA. Großbritanniens und Frankreichs, 
deren aggressive Politik auf ein neues Weltgemetzel 
hinzielt, durch das das deutsche Volk in einen mörde­
rischen Bruderkrieg verstrickt werden würde. Daß bei 
den genannten imperialistischen Regierungen dieses 
Ziel besteht, ergibt sich mit Eindeutigkeit aus dem. was 
sie selbst und ihre ausländischen und deutschen Hand­
langer im Westen Deutschlands propagieren und durch­
führen und was in der Präambel des Gesetzes eben­
falls genannt worden ist: Remilitarisierung West­
deutschlands, Wiederaufrichtung des deutschen Mili­
tarismus und Imperialismus.

Deutschland ist es gewesen, das im zweiten imperia­
listischen Weltkrieg gerade den Völkern und Ländern, die 
heute mit dem friedliebenden Teil des deutschen Volkes 
gemeinsam in der Kampffront des Friedens stehen, die 
größten Schäden zugefügt hat. Deutschland ist es aber 
auch, dem der große Stalin als Vorsitzender des 
Ministerrates der UdSSR in seinem Telegramm vom 
13. Oktober 1949 an den Präsidenten und den Minister­
präsidenten der Deutschen Demokratischen Republik 
anläßlich der Bildung der Deutschen Demokratischen 
Republik mit die Hauptverantwortung für die Erhal­
tung des Friedens in Europa auferlegt hat, als er sagte, 
daß „die Existenz eines friedliebenden demokratischen 
Deutschland neben dem Bestehen der friedliebenden 
Sowjetunion die Möglichkeit neuer Kriege in Europa 
ausschließt“.

22) „Neue Zeit" 1949, Heft 48, Beilage S. 40.
23) Ebenda.

Diese große Verantwortung, die Stalin auf Grund 
einer tiefschürfenden und klaren Analyse der welt­
politischen Situation dem deutschen Volke auferlegt hat, 
und zwar mit der den Friedenskräften in Deutschland 
Kraft gebenden Zusicherung, daß dem deutschen Volk 
auf diesem Wege die aktive Unterstützung aller Völker 
der Welt, insbesondere des friedliebenden Sowjetvolkes, 
zuteil werden würde, muß stets beachtet und in den 
Vordergrund gestellt werden, wenn es um die Anwen­
dung des Gesetzes zum Schutze des Friedens geht. Daß 
dieses Gesetz dem Frieden dient, daß es ein Mittel ist 
gegen „die Kriegspropaganda, unter welchen Formen 
sie auch immer sich vollziehen möge“, daß es gerichtet 
ist gegen „eines der schwersten Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit“, das ist die oberste Auslegungsregel für 
dieses Gesetz. Ihr gegenüber versagen und müssen ver­
sagen formale juristische Scheinargumentationen, die 
den Sinn des Gesetzes in sein Gegenteil verkehren 
wollen.

Der bekannte sowjetische Schriftsteller Konstantin 
Fedin hat im Hinblick auf den weltumspannenden 
Kampf für die Ächtung der Atomwaffe folgendes ge­
schrieben:

„Die Völker sind bereit, für den Frieden kämpfend ein­
zustehen und ihn nicht nur platonisch herbeizuwünschen. 
Und sie werden diejenigen, die als erste die Atomwaffe 
zum Einsatz bringen, wirklich als Verbrecher ansehen. 
Das ist keine Phrase. Das ist ein internationaler Beschluß, 
und er ist erhärtet wie ein Gesetz. Das Gesetz aber ahndet
Verbrechen. “24)

Bei dem Gesetz zum Schutze des Friedens ist die 
Weltfriedensbewegung noch einen Schritt weiter ge­
kommen. Sie hat es erreicht, daß nicht nur ein inter­
nationaler Beschluß vorliegt, der erhärtet ist wie ein 
Gesetz Sie hat es erreicht, daß in allen fortschrittlichen 
Ländern der Welt Gesetze erlassen werden, die dem 
neu ergangenen und von hunderten von Millionen 
Menschen begeistert aufgenommenen Beschluß über das 
Verbot jeglicher Kriegspropaganda entsprechen. Diese 
Gesetze sind aber durch die Kraft, die hinter ihnen 
steht, durch die Legitimation der im Weltfriedens­
kongreß vereinigten Stimmen der Friedenskämpfer der 
Welt mehr als ein gewöhnliches Gesetz eines Landes. Es 
sind Gesetze, di* der Beginn sein können einer neuen 
Kategorie von Gesetzen die im Geiste wahrer inter­
nationaler Solidarität in allen in einer solchen Solidari­
tät verbundenen Staaten ergehen und schon deshalb in 
sich die E'em^nte eines echten gegen iede Versklavung 
und Ausbeutung gerichteten Nationalgefühls und eines 
wahren Internationalismus vereinigen.

Es soll nicht unerwähnt bleiben, daß der Antrag, ein 
Gesetz zum Schutze des Friedens zu erlassen, in der 
Deutschen Demokratischen Republik nicht nur von dem 
Deutschen Friedenskomitee ausging, das in seiner Sit­
zung vom 9. Dezember 1950 beschloß, der Volkskammer 
einen entsprechenden Beschluß zu übersenden Auch die 
deutschen Juristen, deren Vertreter auf der Deutschen 
Juristentagung 1950 am 9. und 10. Dezember 1950 in 
Berlin versammelt waren, haben der Volkskammer eine 
solche Anregung übermittelt, die gleichzeitig dem 
Bonner Bundestag übersandt wurde. Das Bonner Par­
lament hat sich nicht entschließen können, auch nur in 
die Beratungen eines solchen Gesetzes einzutreten. Die 
Gründe hierfür werden einmal mehr offenbar, wenn 
man sieht, daß Dr. Adenauer gerade dieses Gesetz zum 
Anlaß genommen hat, um seine Presseerklärung vom 
15. Januar 1951 auf das Schreiben des Ministerpräsiden­
ten O'to Grotewohl an ihn vom 1. Dezember 1950 zu 
begründen.

Wenn nunmehr einige wenige Erörterungen zum In­
halt des Gesetzes selbst gebracht werden, so bedarf es 
des Hinweises darauf, daß das Schwergewicht der Aus­
führungen zu diesem Gesetz bewußt nicht hierauf ge­
legt worden ist. Die Gerichte und Staatsanwaltschaften 
werden zu einer richtigen Anwendung des Gesetzes zum 
Schutze des Friedens nur gelangen, wenn sie dieses Ge­
setz in seinen großen politischen Zusammenhang stellen, 
wenn sie bei seiner Auslegung auf seine Entstehungs­
geschichte und seine Bedeutung im Kampf für die Er­
haltung des Friedens eingehen und sich freimachen von 
der Methode, ein Gesetz für sich allein zu betrachten 
und aus sich selbst heraus zu erläutern.
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